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Anfechtung der Anerkennung und Auswirkungen (insb. Kosten)
Sachverhalt

Ein Mann zeugte mit einer ledigen Frau einen Sohn, der heute 4 Jahre alt ist (unterdessen ist er verheiratet, aber mit einer anderen Frau). Damals hat er den Sohn anerkannt, bezweifelt heute aber stark, der Vater dieses Kindes zu sein. Die Mutter hat das Sorgerecht und hat nichts gegen einen Vaterschaftstest, will diesen aber nicht bezahlen.
Fragen:
1. Gehe ich richtig in der Annahme, dass der Mann seine Anerkennung gemäss Art. 260a ZGB anfechten kann? Was geschieht aber, wenn er das Kind nicht unter dem Einfluss einer Drohung oder einem Irrtum über seine Vaterschaft anerkannt hat?
2. Wer muss finanziell für den DNA-Test aufkommen?
3. Was wäre, wenn die Mutter gegen den Vaterschaftstest wäre? Ernennung eines Vertretungsbeistandes?
4. Angenommen, die Vaterschaft des Mannes wird rückwirkend aufgehoben und die Mutter weiss nicht bzw. will nicht sagen, wer der Vater ist/sein könnte. Bleibt das Kind vaterlos?
5. Ein DNA-Test kann nur mit Bewilligung der Person bzw. auf gerichtlicher Anordnung durchgeführt werden, oder?
Erwägungen
1. Das rechtliche Kindesverhältnis zum Vater entsteht durch Ehe, Adoption, Urteil und gemäss Art. 260 ZGB durch Anerkennung. Die Anerkennung kann gemäss Art. 260a ZGB von jedermann, der ein Interesse hat, angefochten werden. Der Anerkennende kann nur selbständig klagen, wenn er das Kind unter dem Einfluss einer Drohung mit einer nahen und erheblichen Gefahr für Leben, Gesundheit, Ehre oder Vermögen seiner selbst oder einer ihm nahestehenden Person oder in einem Irrtum über die Vaterschaft anerkannt hat. 
2. Der Irrtum muss sich darauf beziehen, dass der Anerkennende der Mutter als einziger Mann während der empfängisrelevanten Zeit beigewohnt hat; es ist dabei unbeachtlich, ob der Anerkennende gewusst hat, dass die Mutter während dieser Zeit auch mit Dritten sexuellen Verkehr hatte (Bger 5C.130/2003). Ein Irrtum über andere Gründe als die Vaterschaft ist unbeachtlich. Art. 23 ff. OR sind nicht anwendbar (BSK ZGB I-Schwenzer, Art. 260a N2). 
3. Die Anfechtung des Kindesverhältnisses ist gesetzlich befristet. Die Befristung dient vorab der Rechtssicherheit. Das Kindesverhältnis soll zeitlich nicht unbegrenzt in Frage gestellt werden können. Es handelt sich um Verwirkungsfristen, nach deren unbenutztem Ablauf der Klageanspruch von Gesetzes wegen untergeht und die Anfechtungsklage abzuweisen ist (BGer 5C.130/2003). Gemäss Art. 260 c ZGB ist die Klage innert Jahresfrist einzureichen (relative Frist), seitdem der Kläger von der Anerkennung und von der Tatsache Kenntnis erhielt, 

a. dass der Anerkennende nicht der Vater ist oder 

b. dass ein Dritter der Mutter um die Zeit der Empfängnis beigewohnt hat oder 

c. seitdem er den Irrtum entdeckte oder 

d. seitdem die Drohung wegfiel.

In jedem Fall verwirkt die Frist aber innerhalb von 5 Jahren seit Anerkennung (absolute Frist). Demgegenüber kann die relative und absolute Frist wiederhergestellt werden, wenn wichtige Gründe vorliegen. (BSK ZGB I-Schwenzer, Art. 256c N 6 m.w.H.). Wichtige Gründe zur verspäteten Klageeinreichung liegen gemäss Bundesgericht unter anderem dann vor, wenn der Kläger bis anhin keine zureichende Veranlassung zu Zweifeln an seiner Vaterschaft und zur Anhebung der Anfechtungsklage gehabt hat. Blosse Zweifel ohne bestimmte Anhaltspunkte bilden indessen keine Grundlage zur Anfechtungsklage mit ihren sehr strengen Anforderungen (Bger 5C.113/2005).
4. Gemäss Art. 254 ZGB wird das Verfahren zur Feststellung oder Anfechtung des Kindesverhältnisses durch das kantonale Prozessrecht geordnet unter Vorbehalt, dass das Gericht den Sachverhalt von Amtes wegen erforscht und die Beweise nach freier Überzeugung würdigt sowie dass die Parteien und Dritte an Untersuchungen mitzuwirken haben, die zur Aufklärung der Abstammung nötig und ohne Gefahr für die Gesundheit sind. Es gilt somit die Offizial- und Untersuchungsmaxime.

5. Aufgrund der grossen Zuverlässigkeit nimmt heute das naturwissenschaftliche Abstammungsgutachten den zentralen Platz im Prozess ein. Jede Partei hat deshalb Anspruch auf Durchführung jeder Untersuchung, die nach dem Stand der Wissenschaft die streitige Abstammung mit genügender Sicherheit zu klären vermag (BSK ZGB I-Schwenzer, Art. 254 N6). 

6. Wird das Kindesverhältnis infolge Anfechtung beseitigt, so hat die Vormundschaftsbehörde gemäss Art. 309 Abs. 2 ZGB eine Beistandschaft anzuordnen, die für die Feststellung des Kindesverhältnisses zum Vater zu sorgen hat und als Nebenpflichten gegebenenfalls die Mutter  zu beraten und betreuen hat. 

Fazit:
Beantwortung der Frage 1: 
Gemäss dem geschilderten Sachverhalt erscheint eine Anfechtung möglich; die absolute 5jährige Frist scheint noch nicht verwirkt zu sein; in Bezug auf die relative Frist finden sich keine Anhaltspunkte im Sachverhalt. Vorausgesetzt ist aber, dass der Vater sich im Irrtum befunden hat. Hat er wissentlich anerkannt, steht ihm die Anfechtung m.E. nicht zu; die Berufung auf einen Irrtum wäre rechtsmissbräuchlich. Demgegenüber kann jedermann der ein Interesse hat, insbesondere die Mutter oder das Kind selbst über eine Vertretungsbeistandschaft, anfechten. Das Kind kann nicht anfechten, wenn es durch erlaubte Samenspende gezeugt wurde (Art. 23 FmedG).
Beantwortung der Frage 2/5:
Das Gericht hat im Rahmen der Untersuchungsmaxime ein Abstammungsgutachten von Amtes wegen oder auf Antrag einer Partei zu veranlassen. Die Kostenfolge ergibt sich aus dem kantonalen Prozessrecht, in der Regel hat die im Verfahren unterliegende Partei sämtliche Kosten zu bezahlen und umgekehrt; bei Familienangelegenheiten werden oftmals die Kosten hälftig auferlegt (Kt. Freiburg: Art. 111 ff. ZPO http://appl.fr.ch/v_ofl_bdlf_pdf/en_vigueur/deu/2701v0010.pdf ). Vorbehalten bleibt die unentgeltliche Prozessführung. 

Wird ein Abstammungsgutachten unabhängig eines gerichtlichen Verfahrens erstellt, so muss diejenige Person, welche ihre DNA überprüfen lassen muss, zustimmen. Die Zustimmung für das Kind durch einen Elternteil kann m.E. nur über eine Vertretungsbeistandschaft erfolgen, da der/die Inhaber/-in der elterlichen Sorge sich in einer Interessenkollision befindet (dies ist in der Literatur streitig: siehe BSK ZGB I-Schwenzer, Art. 254 N 18); die Vormundschaftsbehörde kann aber auch direkt handeln.  Die Kosten für privat erstellte Gutachten trägt in aller Regel der/die Auftraggeber/-in; mit Dritten kann aber eine Kostenbeteiligung (z.B. Kostengutsprache der Sozialhilfe oder des anderen Elternteils) vereinbart werden. Bei einem späteren Prozess können die Kosten gegebenenfalls als Parteikosten geltend gemacht werden; die Praxis der einzelnen Gerichte ist unterschiedlich, so dass diese Parteikosten nicht zwingend anerkannt werden. Zudem würdigt das Gericht die Beweise frei und kann gegebenenfalls auch ein neues Gutachten in Auftrag geben. 
Beantwortung der Frage 3: 

Im Rahmen eines Verfahrens hat die Mutter gemäss Art. 254 Ziff. 2 ZGB mitzuwirken, dazu gehört auch, dass sie einen allfälligen DNA Test erdulden muss. 

Beantwortung der Frage 4: 
Wird das Kindesverhältnis zum Vater aufgehoben und weiss die Mutter nicht, wer der Vater ist oder will sie es nicht sagen, so wird eine Beistandschaft gemäss Art. 309 ZGB errichtet. Diese hat dann das Kindesverhältnis festzustellen. Die Mutter ist gemäss  ihrer Beistandspflicht (Art. 272 ZGB) verpflichtet, den Namen des Vaters oder die Namen der potentiellen Väter zu nennen.  Verweigert sie die Auskunft, so hat sie die Mutter insb.  über die Folgen aufzuklären. Sie hat nicht gegen den Willen der Mutter Nachforschungen zu betreiben, aber hat Meldungen Dritter zu nachzugehen. Das Kindesverhältnis kann mit Unterhaltsklage oder mit Anfechtung hergestellt werden (Ch. Häfeli, Wegleitung, S. 140 ff.).
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